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International
Samstag, 29. Dezember 2018

Lea Deuber, London

Es ist der 24. August 2013, ein
Samstag, als sie ihn aus seiner
Zelle holen. In Gefangenschaft
sitzt der britische Geschäfts-
mann PeterHumphrey seitmeh-
reren Wochen, im berüchtigten
Shanghaier Gefängnis im Osten
der Stadt, auf 15 Quadratmetern
mit zwölf weiteren Häftlingen.
Seine Frau sitzt in einer Zelle
zwei Stockwerke darüber.

Der Polizist, der an diesem
Morgen in die Zelle des Briten
tritt, sagt: «Unsere Chefswollen,
dass du die Medien triffst.» So
erzählt es Humphrey im Rück-
blick.Wenn ermit den Journalis-
ten rede, verspricht ihm damals
der Beamte, könne sich das posi-
tiv auf seinen Prozess auswirken.
Der zu dem Zeitpunkt 57-Jähri-
ge ist skeptisch, erklärt sich aber
zu einem Gespräch bereit. Dass
er weder gefilmt noch fotogra-
fiertwerdenwill, schreibt ernoch
auf ein Stück Papier und über-
gibt es den Polizisten.

Aussage unter Drogen
Die Beamten fixieren Humphrey
in einem Käfig auf einen Tiger-
stuhl,wie die eisernen Folterge-
stelle in China genannt werden.
Die Fesseln schnüren so fest in
Arme und Beine, dass Hum-
phreys Gliedmassen taub wer-
den. Völlig erschöpft und unter
Drogen gesetzt,muss er vor lau-
fender Kamera aussagen.

DieAufnahmen sind nichtTeil
seines Gerichtsverfahrens. Sie
laufen später im chinesischen
Abendprogramm wie ein Thril-
ler. Nur dass Humphrey kein
Schauspieler ist, sondern einAn-
geklagter ohne Anklageschrift.

Fünf Jahre später dient das
zusammengeschnitteneMaterial
als Beweismittel für die britische
Medienaufsicht Office of Com-
munications (Ofcom) in London.
Dort hat der britische Staatsbür-
ger imNovember eine Beschwer-
de eingereicht. DerVorwurf: Sein
erzwungenes Geständnis strahl-
te das Staatsfernsehen nicht nur
in China aus, sondern über sei-
ne Kanäle weltweit – auch in
Grossbritannien.Daswiderspre-
che dem britischen Medienko-
dex, argumentiert Humphrey.
Bestätigt Ofcomdie Beschwerde,
könnte der chinesische Staats-
sender CCTV in dem Land seine
Lizenz verlieren und dieMedien-
aufsicht einen Präzedenzfall für
Verfahren in anderen Ländern
schaffen.Auch in Schweden, Ka-
nada, Frankreich und den USA
sind solche Aufnahmen ausge-
strahlt worden. Weitere Klagen
sind in Vorbereitung.

Die Entscheidung hätte welt-
weit Signalwirkung. Erst im De-
zember haben CCTVund dessen
internationaler Sender CGTN
ihre Europazentrale in London
eröffnet. Mindestens 350 Jour-
nalisten sollen von dort berich-
ten – doppelt so vielewie inWa-
shington undNairobi. Präsident
Xi Jinping erklärte im Oktober
2017, der Sender solle die «Her-
zen und Köpfe im Ausland ge-
winnen».Dies sei «essenziell für
den grossenWiederaufstieg des
chinesischen Volkes».

Sechs Milliarden Dollar stellt
der Staat bis 2020 für die inter-
nationale Propaganda-Offensi-
ve bereit. In Zukunft sollen CCTV,
China Radio International und

das Chinese National Radio zum
Mediengiganten Voice of China
verschmelzen.

Das Ziel der Offensive: «die
Herrschaft der KP über die Me-
dien und die öffentliche Mei-
nung» zu festigen,wie es in offi-
ziellen Papieren heisst. Dazu
übernehmen die Staatssender
Medienhäuser weltweit oder ko-
operieren mit Medien, um dort
Artikel der Staatspresse unterzu-
bringen. Getreu dem chinesi-
schen Sprichwort: Leih ein Boot,
um das Meer zu überqueren. Pe-
kings Sicht auf die Welt: ausge-
strahlt in 60 Sprachen, in 170 Län-
dern, 24 Stunden am Tag.

2013wird PeterHumphrey ein
Teil dieser Geschichte.Viele Jah-

re berieten der Brite und seine
Frau Yu Yingzeng internationa-
le Konzerne in China, um unter-
nehmensinterne Korruptions-
und Betrugsvorwürfe zu unter-
suchen.Über 700 Fälle bearbeitet
er mit seiner Firma ChinaWhys,
die ermit Sitz in Shanghai in den
90er-Jahren gegründet hatte. Im
April des gleichen Jahres enga-
giert ihn das britische Pharma-
unternehmen GlaxoSmithKline
(GSK). Es sollte sein letzter Auf-
trag sein.

DerChina-Chef desUnterneh-
mens steht zu dieser Zeit unter
Druck. Eine Mitarbeiterin, die
den Konzern verlassen musste,
soll das Unternehmen mit Kor-
ruptionsvorwürfen erpressen,
angeblich geht es um Rache.
Zeitgleich erhält derVorstand ein
Video, aufgenommen in der

Wohnung desManagers, das den
Mann beim Sex mit einer chine-
sischen Frau zeigt. Dass die Vor-
würfe wahr sind, die chinesi-
schen Behörden längst gegen
GSKChina ermitteln,weissHum-
phrey zu diesemZeitpunkt nicht.
Er erstellt eine Sicherheitsanaly-
se für das Unternehmen, unter-
sucht die Privatwohnung des
Managers. Am 6. Juni reichen er
und seine Frau ihren Bericht ein.

100 Geständnisse gesendet
Kurze Zeit später durchsuchen
chinesische Behörden die Fir-
menbüros des britischen Kon-
zerns. Im September 2014 wird
GSK China zu einer Rekordstra-
fe von 3 Milliarden Yuan ver-
urteilt, damals umgerechnet
rund 450Millionen Franken.Der
China-Chef kommtmit einer Be-
währungsstrafe davon. Für
Humphrey ist es damit nicht vor-
bei. EinenMonat nachdemer sei-
nen Bericht eingereicht hat,wird
das Büro seiner eigenen Firma
durchsucht. Die Behörden wer-
fen ihm vor, sich «illegal Daten
von chinesischen Staatsbürgern»
verschafft zu haben.

Humphrey streitet das bis
heute ab. Er glaubt, dass es um
etwas anderes ging: Die Frau,
gegen die er ermittelte, soll ihre
Verbindungen zur Shanghaier
Stadtregierung genutzt haben,
umdas Ehepaarverhaften zu las-
sen. Nach Monaten in Haft wer-
den beide im August 2014 ver-
urteilt. Humphrey zu 30 Mona-
ten, Ehefrau Yu zu 24 Monaten.
In dieser Zeit zwingen ihn die
Polizisten zweimal, im Fernse-
hen über dieVorwürfe gegen ihn
auszusagen. Über seinen Fall
wird international berichtet. Die
Behörden hoffen, dadurch die
Stimmung gegen den Briten zu
kippen.

Humphreys erzwungene Ge-
ständnisse, die von Menschen-
rechtsorganisationen als Folter
verurteiltwerden, sind kein Ein-

zelfall. Rund 100 solcher Ge-
ständnissewurden seit Juli 2013
in China ausgestrahlt. Sie ver-
stossen auch in China gegen die
Verfassung. Mindestens 27 da-
von sind auch über den interna-
tionalen, chinesischsprachigen
Kanal CCTV4 in 121 Ländern
weltweit ausgestrahlt worden.
Der englischsprachige Sender
CGTN berichtete in mindestens
8 Fällen. Auch der französisch-
sprachige Ableger des Senders
soll erzwungene Geständnisse
ausgestrahlt haben,wie dieMen-
schenrechtsorganisation Safe-
guard Defenders berichtet.

Humphrey lebt mit seiner
Frau inzwischen in einem Dorf
im Süden Englands. Es ist so

klein, dass die Häuser Namen
tragen. Nichts erinnert dort an
sein altes Leben, an die 20 Jahre,
die er in Peking gelebt hat, wo
sein Sohn aufgewachsen ist. An
einem Tag im Dezember sitzt
Humphrey auf seiner Couch und
rutscht abwechselnd an die Kan-
te und zurück. Seine Stimme ist
rau, man muss sich vorneigen,
um ihn zuverstehen. Schaut sich
Humphrey die Aufnahmen von
damals an, erkenne er sich selbst
nichtwieder, sagt er. Immerwie-
der schaut er zum Fernseher, als
würde er erwarten, dass dieser
anspringen könnte und er wie-
der sehenmüsste,was erverges-
senwill. Auch deshalb suchen er
und seine Frau häufig nachAuf-
nahmen, die noch im Internet zu
finden sind undvon anderenMe-
dien aufgegriffen wurden.

Nach 23Monatenwurde der ehe-
malige Privatdetektiv 2015 auf
Druck der britischen Regierung
vorzeitig entlassen. Ärzte diag-
nostizierten bei ihm Krebs, sein
Gesundheitszustand ist bis heu-
te kritisch. Er kämpft mit einer
posttraumatischen Belastungs-
störung, bei längeren Gesprä-
chen wird es manchmal einfach
schwarz in seinemKopf.Als hät-
te jemand das Licht ausgeknipst.
Dann muss man seine letzten
Worte wiederholen.

Die Klage in Grossbritannien
ist für ihn ein Eingeständnis,
dass er die Situation in China
nicht ändern könne. Dabei, so
sagt er, gehe es ihm aber auch
umviele seinerMithäftlinge, für
die sich keine Botschaft interes-
siert, über die kein Journalist be-
richte. In Grossbritannien stehe
niemand über dem Gesetz: «In
meinem Land herrscht Rechts-
staatlichkeit.» Undwenn die Par-
tei in China nicht auf Grundlage
des Gesetzes regiere, sondern
mithilfe des Gesetzes, dannmüs-
se diese mindestens im Ausland
spüren, dass es Grenzen gibt.

Die Kritik an den öffentlichen
Befragungen ist in China bisher
weitgehend folgenlos geblieben.
Abgesehen davon, dass die Poli-
zei Häftlinge inzwischen nicht
mehr in orangefarbige Kleidung
steckt und in Käfige zwängt, son-
dern ihnen Freizeitkleidung über-
streift und sie auf die Bettkanten
in Hotels setzt. An der Methode
selbst hat sich nichts geändert.

Ein Sendeverbot oder eine
mögliche Geldstrafe in Grossbri-
tannienwäre nur ein kleiner Sieg
für Humphrey.Aber für ihn geht
es auch darum, das zurückzuge-
winnen, was er im August vor
fünf Jahrenverloren hat: die Kon-
trolle über sich und sein Leben.
Zumindest in Südengland, im
kleinenHaus amEnde der Stras-
se, sollen sie ihn nicht mehrver-
folgen dürfen. Auch nicht im
Fernsehen.

Gefesselt auf demTigerstuhl
China Für Menschenrechtler ist es Folter, für die Regierung in Peking Routine, Gefangene zu Geständnissen zu
zwingen und alles im Fernsehen zu senden. Der Brite Peter Humphrey leidet bis heute unter seinem Trauma.

Ein Jahr nach den Demütigungen im Abendprogramm: Peter Humphrey beim Prozess in Shanghai (August 2014). Foto: Reuters

SechsMilliarden
Dollar stellt der
Staat bis 2020 für
die internationale
Propaganda bereit.

Schaut er sich
die Aufnahmen von
damals an, erkenne
er sich nicht wieder,
sagt Humphrey.

Budgetstreit US-Präsident Do-
nald Trump hat im Haushalts-
streit mit einer Schliessung der
Grenze zu Mexiko gedroht, soll-
ten ihm die Demokratenweiter-
hin das Geld für den Bau einer
Mauer verwehren. «Wir werden
gezwungen sein, die Südgrenze
komplett zu schliessen, wenn
uns die destruktiven Demokra-
ten nicht das Geld für die Voll-
endung der Mauer geben», er-
klärte Trump am Freitag via
Twitter. Zugleichwarnte derPrä-
sident vor einem angeblich neu-
en Marsch von Flüchtlingen, die
von Zentralamerika aus überMe-
xiko in Richtung USA ziehen
wollten.

Im Streit um das Budget leh-
nen die oppositionellen Demo-
kratenTrumpsMilliardenforde-
rung für den Bau einerMauer an
der Grenze zu Mexiko strikt ab,
was bereits zu einer Haushalts-
sperre und zum Stillstand in
zahlreichen Bundesbehörden ge-
führt hat. Der US-Präsident hat-
te den Bau der Mauer im Wahl-
kampf angekündigt und erklärt,
er wolle auf diese Weise illegale
Einwanderung und Kriminalität
bekämpfen.

Einer Umfrage zufolge geben
immermehrAmerikanerTrump
die Schuld für die von ihm am
22. Dezember ausgelöste Haus-
haltssperre, die etwa ein Fünftel
des Regierungsapparats lahm-
legt. 37 Prozent derBefragten bei
der Reuters/Ipsos-Erhebung se-
hen die Verantwortung bei
Trump, während 33 Prozent die
Demokraten als Schuldige be-
trachten. Die Republikaner im
Kongress kommen besser weg:
Nur sieben Prozent machen ih-
nenVorhaltungen. Die Mehrheit
derBefragten ist gegen dieHaus-
haltssperre.Hinter derMassnah-
me steht nur ein Viertel der Be-
fragten. Wegen des Streits kön-
nen viele US-Bundesbehörden
nichtwie gewohnt arbeiten. (red)

Trump droht,
die US-Südgrenze
zu schliessen

Bombe bei Pyramiden
tötet zwei Touristen
Ägypten Bei der Explosion einer
Bombe neben einem vorbeifah-
renden Touristenbus sind am
Freitag nahe den Pyramiden von
Gizeh inÄgypten zweiVietname-
sen und ein ägyptischer Reise-
führer getötetworden. Zehnviet-
namesische Touristen und ein
Ägypter wurden verletzt. An der
viel befahrenen Strasse sei kurz
nach 18 Uhr Ortszeit ein selbst
gebauter Sprengsatz explodiert,
teilte das ägyptische Innenmi-
nisterium mit. Der Ort des Zwi-
schenfallswurde von den Sicher-
heitskräften abgesperrt. Die Py-
ramiden von Gizeh gehören zu
den bedeutendsten Sehenswür-
digkeiten Ägyptens. (sda)

Rom fordert für Brücke
400Millionen
Italien DerMautstrassen-Betrei-
ber Autostrade per l’Italia soll
nach demWillen der Regierung
400Millionen Euro für denWie-
deraufbau einer eingestürzten
Autobahnbrücke in Genua zah-
len.Mit demGeld sollen derNeu-
bau derMorandi-Brücke und der
Kauf leer stehender Gebäude
unterhalb der Brücke finanziert
werden. Inwieweit die Versiche-
rer der Autobahn rund um den
SchweizerRückversicherer Swiss
Re für den Schaden aufkommen,
ist offen. (red)
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ElonMusk holt
Oracle-Gründer
Elektroauto Der Autohersteller
Tesla holt den Software-Milliar-
där Larry Ellison, Gründer von
Oracle, und die Personalmana-
gerinKathleenWilsonThompson
von der US-Pharmakette Wal-
greens Boots Alliance als unab-
hängige Direktoren in die Kon-
zernführung. Damit erfüllt der
wegen seiner unkontrollierten
Äusserungen umstrittene Tesla-
Gründer Elon Musk eine Forde-
rung derUS-Börsenaufsicht SEC.
Ellison hat drei Millionen Tesla-
Aktien gekauft. (Reuters)

Konjunkturbarometer
der KOF sinkt
Schweiz Die SchweizerWirtschaft
dürfte zum Start des neuen Jah-
res an Fahrt verlieren. Der Früh-
indikator der Konjunkturfor-
schungsstelleKOFderETHZürich
ist im Dezember gegenüber dem
leicht nachunten revidiertenVor-
monatswert um 2,6 Zähler auf
96,3 Punkte gefallen. Das Baro-
meter liegt stärker als imVormo-
nat unter seinem langfristigen
Durchschnitt. Es ist auch stärker
gefallen als erwartet. (sda)

Baloise investiert
in Spitalimmobilien
Anlage Die Baloise investiert im
Rahmen ihrer Immobilienanla-
gen 86,5 Millionen Franken in
das auf Schweizer Immobilien
im Gesundheitsmarkt speziali-
sierte Unternehmen Infracore.
Die Summe entspricht einemAn-
teil von 20 Prozent. Infracore ist
eine Tochter des Privatkliniken-
betreibers Aevis Victoria. (sda)

Ein schwarzes Jahr
für Bitcoin-Anleger
Devisen Während Kryptowäh-
rungen 2017 noch teils vierstel-
lige prozentuale Zuwachsraten
verzeichnet hatten, brachen die
Preise für die vonHochleistungs-
computern generierten Cyber-
devisen 2018 ein. Mit rund 3600
Dollar kostete Bitcoin amFreitag
noch so viel wie im September
2017 – einMinus von 75 Prozent.
Experten rechnen damit, dass
auch 2019 kein einfaches Jahr
wird. «Bitcoin wird das zweite
Jahr in Folge die am schlechtes-
ten abschneidende Finanzanla-
ge bleiben», glaubt ein Portfolio-
manager des britischen Vermö-
gensverwalters BlueBay Asset
Management. (Reuters)

Nachrichten

Börse

UBS Group N +4.1%
Julius Bär N +3.6%
Richemont N +3.4%

Die Besten

Givaudan N +1.6%
SGS N +1.8%
Nestlé N +1.9%

Die Schlechtesten

Ö
SMI
8429 Punkte

+2.9%

Euro in Franken 1.126 -0.40%
Dollar in Franken 0.984 -0.71%
Euro in Dollar 1.145 0.32%
GB-Pfund in Franken 1.248 -0.38%
Öl (Nordsee Brent) in Dollar 51.91 -3.1%
Gold (Unze) in Dollar 1280.50 0.6%
Silber (Unze) in Dollar 15.30 1.9%

Dow Jones Ind.
23 062 Punkte

-0.3%
Nasdaq Comp.
6584 Punkte

+0.1%

Die zehn einflussreichsten Ökonomen
Fachleute Sie sitzen an Schalthebeln, sie mahnen, kritisieren, rechnen vor – und gelegentlich polemisieren sie:
Wir haben zehn Frauen undMänner der Ökonomie ausgewählt, welche die Wirtschaftspolitik der Schweiz im
ablaufenden Jahr besonders beeinflusst haben.

Der Leiter der Direktion für Wirt-
schaftspolitik ist das ordnungspoli-
tische Gewissen im Staatssekre-
tariat für Wirtschaft (Seco). Er
bremst alle neuen Regulierungen
– sogar dann, wenn es sich um
vom Parlament überwiesene
Vorstösse wie jene für eine Regu-
lierungsbremse handelt. In der
«Volkswirtschaft», seinem haus-
eigenen Publikationsorgan, legt er
Monat für Monat dar, dass Eingrif-
fe des Staates genau überlegt
werden müssen, bevor man sie in
Angriff nimmt. Ab und zu lieferte
er sich mit der Entourage des
abtretenden Bundesrates Johann
Schneider-Ammann eine Ausein-
andersetzung um ordnungspoliti-
sche Grundsätze. Es ist zu hoffen,
dass auch der neue Departe-
mentschef auf ihn hört. (fi)

Eric Scheidegger
Der Mahner

Leiter Wirtschaftspolitik im Seco

Foto: Keystone

Wenige andere Fachleute wurden
in den letzten Jahren zu allen
grossen Fragen rund um die
Wirtschaftsentwicklung so oft von
Medien und Unternehmen konsul-
tiert wie der Wirtschaftshistoriker
Tobias Straumann. Während die
Ökonomenzunft zunehmend zum
Spezialistentum für Details ten-
diert, ist seine Spezialität noch
immer der Überblick: Was macht
die Nationalbank, wie stabil ist der
Euro, wohin entwickelt sich China,
warum werden Bauern subventio-
niert? Es sind dies Themen von
Artikeln, die Straumann unter
anderem auf dem Onlineportal
des «Tages-Anzeigers» verfasst
hat. Derzeit ist er als Kolumnist für
die «NZZ am Sonntag» tätig. (mdm)

Tobias Straumann
Der Generalist

Foto: PD

Titularprofessor, Universität Zürich

Man sieht ihn selten im Parla-
mentsbetrieb in Bern. Der Alt-
Nationalrat (SP, BE) und frühere
Preisüberwacher Rudolf Strahm
hat solche Auftritte nicht nötig.
Fehlentwicklungen kommentiert
er direkt gegenüber jenen, die es
betrifft. Mit Bundesrätin Simonetta
Sommaruga verbindet ihn noch
immer viel, obwohl er vehement in
Abrede stellt, Einfluss auf sie
auszuüben. Notfalls benutzt er
seine Zeitungskolumne für eine
seiner gefürchteten Standpauken.
Darin legt er – ganz der gelernte
Chemiker – präzis die Lage dar.
Damit geht er seinen Parteigenos-
sen manchmal auf die Nerven,
etwa wenn er darauf hinweist,
dass Migration etwas kostet und
Ängste verursacht, die der SP
nicht egal sein sollten. (fi)

Rudolf Strahm
Der Kolumnist

Foto: PD

Alt-Nationalrat, Publizist

Um die St. Galler Wirtschafts-
wissenschaftlerin ist es ruhiger
geworden, wohl weil sie ein
Sabbatical bezieht. Mit ihr ist
jedoch weiterhin zu rechnen. Auf
Fragen antwortet sie gerne mit
Daten und Fakten. Bütler hat sich
im Bereich der Sozialversicherun-
gen hervorgetan und Vorschläge
ausgearbeitet, um mit Anreizen
die Lage von Betroffenen zu
verbessern. Sie rechnete zudem
aus, dass es sich für Frauen oft
nicht lohnt zu arbeiten, weil die
Kosten für Kita und zusätzlich zu
bezahlende Steuern höher sind
als das Erwerbseinkommen. Im
Sommer kürte die NZZ sie zur
einflussreichsten Ökonomin der
Schweiz. (fi)

Monika Bütler
Die Rechnerin

Foto: PD

Professorin, Universität St. Gallen

Der Präsident der Schweizeri-
schen Nationalbank (SNB) verkör-
pert im Unterschied zu seinem
Vorgänger den Typus des nüch-
ternen Bankers. Er ist bis zur
Langweiligkeit sachlich, wenn er
seine Geldpolitik verteidigen
muss. Den entscheidenden
Einfluss übt er abseits der Öffent-
lichkeit aus. Er dürfte sich be-
wusst sein, dass die SNB bei der
Verteidigung eines vernünftigen
Frankenkurses Risiken eingegan-
gen ist wie noch nie in ihrer
Geschichte. Offen zugeben würde
er das nie. Dass er als Erstes am
Morgen den Frankenkurs über
sein Handy überprüft, glaubt man
ihm sofort. Ob wir deshalb ruhiger
schlafen können? Wir hoffen es
natürlich. (fi)

Thomas Jordan
Der Gelddrucker

Foto: Gaëtan Bally (Keystone)

Präsident der SNB

Es gibt fast kein Problem, auf das
Reiner Eichenberger nicht eine
ökonomische Antwort hätte. Die
Abklärung von Kosten und Nutzen
von Politik ist seine Leidenschaft.
Kaum ein Schweizer Ökonom
zeigt derart überraschend auf,
dass Ökonomie eine praktische
Sozialwissenschaft ist, deren
Denkansatz sich auf viel mehr als
die Wirtschaft anwenden lässt.
Wenn Fussball-WM ist, schlägt er
neue Regeln für spannendere
Verlängerungen vor – mit nach
und nach abnehmender Spieler-
zahl. Sein Vorschlag, die Migra-
tion mit einer Zuwanderungs-
steuer zu lenken, ist überraschend
einfach, in der Politik hatte bis
jetzt niemand den Mut, ihn aufzu-
greifen. (fi)

Reiner Eichenberger
Der Ideenlieferant

Foto: PD

Professor, Universität Freiburg

Der Chefökonom des Schweizeri-
schen Gewerkschaftsbundes
(SGB) ist wesentlich dafür verant-
wortlich, dass sich die Gewerk-
schaften und die SP im letzten
Sommer gegen das Rahmenab-
kommen mit der EU stellten.
Lampart will keinen Lohnwettbe-
werb. Für die Gewerkschaften gibt
es in dieser Frage kein Zurück
mehr. Auch der neue SGB-
Präsident Pierre-Yves Maillard
übernahm Lamparts Argumenta-
tion. Solange die flankierenden
Massnahmen verwässert werden,
gibt es die Koalition «Alle gegen
die SVP» nicht mehr. In der
Vergangenheit brachte diese
Allianz jede EU-Vorlage seit dem
EWR an der Urne durch. (fi)

Daniel Lampart
Der Lohnschützer

Foto: PD

Chefökonom des SGB

Er ist die ökonomische Nüchtern-
heit in Person, scheut sich aber
nicht davor, wirtschaftspolitisch
klar Stellung zu beziehen. Im
vergangenen Jahr engagierte sich
der Luzerner Professor stark
gegen die erneute Revision der
Unternehmensbesteuerung, die
mit einer Erhöhung der Lohnab-
züge für die AHV verknüpft wurde,
um sie mehrheitsfähig zu machen.
Schaltegger rechnete vor, wie die
Steuerreform ihr Ziel, die Steuern
auf ein international konkurrenzfä-
higes Niveau zu senken, verfehlt
und der Geldsegen für die AHV
die strukturellen Probleme der
Vorsorge nicht löst. Man wollte
nicht auf ihn hören. Kommt das
Referendum gegen die Vorlage
zustande, könnte er trotzdem
recht bekommen. (fi)

Christoph Schaltegger
Der Überzeugungstäter

Foto: PD

Professor, Universität Luzern

Der in Zürich lehrende Ernst Fehr
ist der Star der Schweizer Ökono-
men. Er zählt zu den einfluss-
reichsten Ökonomen des deutsch-
sprachigen Raums und weltweit
zu den führenden Forschern in
der Verhaltensökonomie. Immer
wieder wurde er auch als Anwär-
ter auf den Nobelpreis gehandelt.
Sein Einfluss auf die Wirtschafts-
politik ist zwar indirekt, aber kaum
zu überschätzen. Dank des
Einflusses von Fehr wurde in
Zürich das UBS International
Center of Economics in Society
mit einer Stiftungssumme von
100 Millionen Franken durch die
UBS begründet. Die dort lehren-
den Ökonomen geniessen auf
ihrem jeweiligen Gebiet in interna-
tionalen Fachkreisen höchstes
Ansehen. (mdm)

Ernst Fehr
Der Starökonom

Foto: PD

Verhaltensökonom, Uni Zürich

Mehr als 39000 Follower aus der
ganzen Welt – besonders aus
Fachkreisen – hat die 41-jährige
Schweizer Ökonomin auf Twitter.
Im Stundentakt liefert die Profes-
sorin und internationale Expertin
für Entwicklungsländer Beiträge
zu neuen und weltweit diskutier-
ten ökonomischen Erkenntnissen
und Debatten weit über das
eigene Fachgebiet hinaus. «Was
kann die Ökonomie zur Politik
beitragen?» war das Thema ihrer
Antrittsvorlesung. Das Wirkungs-
gebiet von Pomeranz, die an der
Harvard-Universität in Boston
ihren Doktor gemacht hat, ist die
Universität Zürich, genauer das
von Ernst Fehr mitbegründete
UBS International Center of
Economics in Society. (mdm)

Dina Pomeranz
Die Debattiererin
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